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ein ortsnahes und flächendeckendes Netz an Kindergärten 

mit hoher pädagogischer Leistungsfähigkeit. 

7.3. Wenn die CDU die Lebenskraft der Familie stärkt, wird 

diese auch in die Lage versetzt, älteren Menschen, die 

das wo 11 en, das , Zusammer. leben in der Familie zu er-

1 ei chtern. Es ist eine zentrale Aufgabe, den älteren 

Menschen ihre Selbständigkeit zu erhalten und ihr 

Selbstbewußtsein zu stärken. Wir sorgen dafür, daß die 

Renten sind und pUnktlich gezahlt werden. 

Unsere Politik will helfen, daß ältere Menschen das 

Alter als einen neuen Lebensabschnitt begreifen können. 

Um die Zukunft zu gestalten, brauchen wir die frei­

willige Mithilfe unserer älteren Mitbürger, gerade 

weil viele früher als sonst in den Ruhestand treten. 

Die Allgemeinheit braucht ihr aktives Engagement. 

Die CDU wird sich in den kommenden Jahren um eine 

Ergänzung und Erneiterung der aktiven Beschäftigungs­

mögl i chkeiten für die älteren Mitbürger bemühen. 

Gerade die jetzt aus dem Berufsleben ausscheidenden 

Mitbürger hatten in den Aufbaujahren vielfach wenig 

Möglichkeiten, ihren Neigungen und 1 nteressen nachzu­

gehen. In der Förderung solcher Aktivitäten stellen 

sieh Aufgaben, die zusammen mit den Kommunen und den 

Trägern der Erwachsenenbildung zu bewältigen sind. 

Wir werden die Pflegebereitschaft vieler Familien, die 

nach wie vor groß ist, stärken und fördern. Wie die 

Erziehung der Kinder ist die Pflege älterer Angehöriger 

Ältere 

Menschen 
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in der Familie eine Aufgabe, die den Lei-

stungen im Beruf gleichzustellen ist. 

Ein wichtiger Schritt hierzu war die Einführung eines 

flächendeckenden Netzes von Sozialstationen. Von großer 

Bedeutung ist darüber hinaus die Pflegesicherung im 

Alter, für die vom Land Rheinland-Pfalz ein Gesetzent­

wurf ausgearbeitet wurde. Familien, die ältere Ange­

hcrige pflegen, sollen durch ein differenziertes und 

finanziel i abgesichertes System der Pflegehilfe unter­

stützt werden. So soll etwa die Pflegeleistung durch die 

Übernahme von Beiträgen zur gesetzlichen Rentenver­

sicherung anerkannt werden. 

Wir haben den pflegebedürftiger. älteren Menschen, die 

trotz der Pflegebereitschaft der Familien und der 

ambulanten Hilfsmaßnahmen zu Hause nicht mehr aus­

reich end versorgt \'1erden können, in Zus ammenarbeit mit 

den Kommunen und den freien Trägern ein bedarfsgerechtes 

Angebot an Heim- und Pflegeplätzen bereitgestellt. Auch 

1veiterhin werden wir bei der Förderung der stationären 

Altenhilfe ein besonderes Augenmerk auf die Einrichtung 

von Pfl egep 1 ätzen und die Berei tste 11 ung von Kurzzeit­

pfl egepl ätzen haben. 

7.4. Die CDU in Rheinland-Pfalz will die Gleichberechtigung 

der Frau in a 11 en Lebensbereichen. Um diesen Prozeß zu 

beschleunigen, hat die Landesregierung eine "Leitstelle 

für Frauenfragen" eingerichtet. Sie \'li rd von einer 

"Landesbeauftragten für Frauenfragen" ge 1 ei tet. A 1 s 

erstes Bundesland hat Rheinland-Pfalz Leitlinien zur 

beruflichen Förderung von Frauen im Landesdienst be­

schlossen. 

Frauenpolitik 
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Die CDU ist davon überzeugt, daß das Ziel einer Gesell­

schaft mit menschlichem Gesicht nur erreicht werden 
kann, wenn Frauen in allen Bereichen an verantwort­

licher Stelle mitwirken. Die Verwirklichung der Gleich­
berechtigung und ein neues Verständnis von Partnerschaft 

bedeuten, daß Mann und Frau sich gegenseitig in ihrem 
Eigenwert anerkennen, füreinander verantwortlich sind 

und ihre Aufgaben innerhalb und außerhalb der Familie 
gleichberechtigt vereinbaren. Mann und Frau leisten 

eigene, gleich wichtige Beiträge zur Lösung gesell­
schaftlicher und politischer Probleme. 

In Bezug auf die Arbeitswelt bedeutet dies, daß Mann und 

Frau für die gleiche Arbeit bei gleichwertiger Qualifi­
kation die gleiche Entlohnung erhalten müssen. Außerdem 
müssen Frauen bei der Besetzung von leitenden Positionen 

künftig mehr berücksichtigt werden. 

Christlich-demokratische Politik will Wahlfreiheit für 

Frauen und Männer. Sie will die Voraussetzungen dafür 

schaffen, daß ihnen in der Arbeitswelt, in der Familie 

und im gesellschaftlichen Bereich die gleichen Mög-

1 ichkeiten zur Gestaltung ihres Lebens offenstehen. 

Dazu gehört auch, daß Mütter und Väter durch familien­
ergänzende erzieherische Hilfen wie Tagespflegestellen, 

Kindergärten und Kinderhorte unterstützt werden. Hi er­

bei ist insbesondere darauf zu achten, daß die Öffnungs­
zeiten die beruflichen Verpflichtungen der Eltern be­

rücksichtigen. 

Es ist an der Zeit, daß sich die Arbeitswelt verstärkt 
an der Lebenssituation der Arbeitnehmer und ihrer 

Familien orientiert. Arbeitszeiten und Arbeitsabläufe 
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müssen flexibler gestaltet werden, damit die Arbeiten in 

Familie ur.d Beruf leichter zu vereinbaren sind. Teil­

zeitarbeitsplätze und Arbeitsplatzteilung müssen ver­

stärkt angeboten w~rden. Das Land wird mit gutem Bei­

spiel vorangehen. 

7.5. Ein wichtiger Schwerpunkt ist für die CDU die Verbesse­

rung der berufl i eh er. Chancen Jugendl i eher am Arbeits­

markt. 

Das erste Ziel, allen Jugendlichen durch eine große 

Anstrengung der Wirtschaft und des Handwerks eine 

qualifizierte Ausbildung zu vermitteln und ihnen den 

Eintritt ins Arbeitsleben zu ermöglichen, ist nahezu 

erreicht. Noch nie wurden so viel Ausbildungsplätze 

bereitgestellt. Fast allen Jugendlichen konnte eine Aus­

bildungschance gesichert werden. 

Damit nach der Ausbildung der Eintritt der Jugendlichen 

in das Berufsleben gelingt, bieten wir in Rheinland­

Pfalz neue Hilfen an, z.B. eire eigene Anschlußförde­

rung. 

Jugendpolitik dient sowohl der Familie wie der Frei­

zeitgestaltung der Jugendlichen, der außerschulischen 

Jugendbildur.g, dem Jugendschutz und der Jugendhilfe. 

Ehrenamtliche Mitarbeiter leisten viel Jugendarbeit in 

Kirchen, Verbänden und Vereinen; diese ehrenamtliche 

Arbeit ist in der vergangenen Legislaturperiode dur.ch 

die Politik der CDU aufgewertet und erstmals mit 

erhöhten Mitte 1 n des Landes gefördert worden. Haupt-

l.l ugendpo 1 iti k 
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amtliches und ehrenamtliches Element in der Jugend­

arbeit müssen sich ergänzen. 

Die CDU wfrd die Unterstützung für ehrenamtl i ehe Mit­

arbeiter in der Jugendarbeit weiterentwickeln und damit 

Verbänden und Vereinen die Möglichkeit geben, sich 

verstärkt um nicht organisierte Jugendliche zu kümmern. 

Auch das Engagement der Kommunen, besonders in 1 änd-

1 i chen Bereichen, sollte erweitert werden, insbesondere 

durch das Angebot von Jugendgruppenräumen. 

7.6. Behinderte Menschen sind Teil unserer Gesellschaft. Sie 

brauchen in besonderem Maße unsere Solidarität, aber 

auch unsere Fürsorge. Sie ist Verpflichtung för den 

Staat, die Kommunen, Kirchen und Wohlfahrtsverbände, vor 

allem aber für jeden einzelnen. Unser Anliegen ist es, 

möglichst allen behinderten Mitbürgern ein selbst 

gestaltetes Leben zu sichern. 

Nach dieser Zielsetzung sind in der Vergangenheit in 

Rheinland-Pfalz vielseitige und abgestimmte Hilfen und 

Einrichtungen zur Förderung, Betreuung und Pflege von 

Behinderten entstanden. Dieses System der Hilfen muß 

\veiter ausgebaut werden. Wir müssen auch unsere An­

strengungen fortsetzen, die Mobi 1 i tät der Behinderten 

durch eine behindertengerechte Umwelt zu verbessern. 

Wir \'/Ollen dem Entstehen von Behinderungen und ihren 

Auswirkungen durch vorbeugende Maßnahmen, wie z.B. der 

Früherkennung und Frühförderung entgegenwirken. 

ßehinderte 
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8. Fortschritte in Erziehung und Ausbildung, in lehre und 
Forschung 

8 .1. Die Lebenschancen der Menschen hängen entscheidend von 
einem leistungsfähigen Bildungswesen ab. Gute Bildung 
ist die beste Investition für jeden Einzelnen und für 
die Zukunft des l'andes. 
Der Einzelne muß fähig werden, ein eigenständiges, sinn­
erfüll t es Leben zu führen, orientiert an sittlichen 
Maßstäben, Lebenstüchtigkeit und Fähigkeit zur Ver­
antwortung. _ 

Dies erfordert 
- Aufgeschlossenheit gegenüber dem Fortschritt an 

Wissen, 
- konstruktive Nutzung von Wissenschaft und Technik, 

von handwerklicher und beruflicher Fähigkeit und 
Fertigkeit zur Lösung alter und neuer Probleme, 
Grundbildung, die sich nicht im Spezialistentum 
verliert, sondern den Überblick sichert und die 
Bereitschaft entwickelt, Phantasie, Mut und Kennt­
nisse auch für das Gemeinwohl einzusetzen. 

Das Bildungswesen braucht gerade in einer offenen 
Informations- und Mediengesellschaft mit ihren vielen 
heimlichen 11 Miterziehern 11 vielfältige Unterstützung und 
hilfreiche Partner, die sich auch um eine Übereinstim­
mung in pädagogi sehen Grundfragen bemühen und sieh von 
dem in der Verfassung niedergelegten Konsens über die 
gemeinsamen Werte leiten lassen. Die politische Verant­
wortung für Schule und Hochschule gehört in eine Hand. 

Bildungswesen 
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8.2. Wichtigster Partner der Bildungspolitik sind die Eltern. 

Sie erwarten mit Recht, 
daß das Bildungswesen ihr Kind in seinen besonderen 
Fähigkeiten und Möglichkeiten, aber auch in seinen 

Schwierigkeiten erkennt, annimmt und so individuell 
wie möglich fördert, 

daß das Bildungswesen eine Wahl der für das Kind 
richtigen Schule zuläßt, 

- daß auch für freie Schulträger Spielraum gegeben 
ist, eigene Formen von Bildung, Erziehung und Unter­
richt zu entwickeln. 

Die Übereinstimmung und die Zusammenarbeit zwischen 
Elternhaus und Schule, Lehrern, Schülern und Eltern ist 
in Rheinland-Pfalz außerordentlich gut, wir haben keine 
Kämpfe zwischen Elternverbänden und Staat, wir haben 

Schulfrieden in unserem Land. 

8.3. Die Arbeitsbedingungen der Schule haben sich in den 
letzten zehn Jahren entscheidend verbessert. Kleiner 
v1erdende Klassen gefährden in unserem lande nicht den 

Bestand des Schulwesens. Es bleibt in allen Landesteilen 

ein dichtes Angebot. 

Kleiner werdende Klassen werden als pädagogische Chance 

genutzt, 
- um gezielter auf das einzelne Kind einzugehen, 

- den sozialen Zusammenhalt und das soziale Lernen zu 

fördern. 
Gestraffte Lehrpläne sichern eine solide Grundbildung. 

Sie läßt Zeit zur Vertiefung und zur Wiederholung nach 
Entscheidung des Lehrers. 

Zusammenarbeit 
in der Bildungs­
rcl itik 

Arbeitsbedingungen 

der Schule 
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Sie s i ehern ~en pädagogi sehen Frei raum für fächerüber­
greifende, auch künstlerische Aktivitäten. Das un­
mittelbare politische und wirtschaftliche, kulturelle 

und soziale Erfahrungsumfeld der Schule kann dabei mit 
einbezogen werden. Intensivierte Lehrerfort- und Weiter­

bildung hält die Schule offen für neue Aufgaben und 

Arbeitsweisen. 

8.4 . Die Gliederung in Schularten hat s1ch bewährt; das 
gegliederte Schulwesen ist auch in Zukunft Grundlage der 

rheinland- pfälzischen Schulpolitik. Die SPD würde die 

stetige Entwicklung abbrechen und das bewährte System 
abschaffen - wir brauchen keine neue Reform der Schul­
organisation. 

Eigenständige Schularten ermöglichen die gezielte 
Förderung der Begabungen und Neigungen. Jedes Kind kann 
lernen, was es unter Einsatz der persönlichen Fähig­

keiten und Kräfte erreichen kann. Der persönliche Lern­

erfolg ist für die Entwicklung junger Menschen von 
großer Bedeutung. Jede Schulart hat ihre besonderen 

Aufgaben und Möglichkeiten der Weiterentwicklung. 

- Die Grundschule muß das Kind in die Welt des Lernens 

behutsam einführen. Sie darf das Kind nicht überfor­
dern, indem sie sich zuviel zu früh vornimmt. Sie 

ist zuerst Lebensraum und dann Lernstätte. Die 
Grundschule hat die Grundlagen für alle zu legen, 
sie ist nicht einseitige Trimm-Dich-Aktion für das 

Gymnasium. 

Gegliedertes 
Schulwesen e 
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Die CDU ist für eine weitere Aufwertung der Haupt­
schule. 

Wir haben in Rheinland-Pfalz die leistungsfähigste 
Hauptschule aller Bundesländer. Mit dem besonderen 

Maß an Anschauung und Lebensnähe wird ein Lerner­
folg erreicht, der beruflichen Einstieg wie weitere 
Qualifikationen, vor allem über das berufliche 
Schulwesen, eröffnet. 

- Die Realschule bietet vielfältige Formen der Bega­
bungsförderung. Sie hat ihre Leistungsfähigkeit als 

hervorragende Grundlage für beruflichen Aufstieg 

und Erfolg unter Beweis gestellt. 

Das Gymnasium muß auch in Zukunft seiner Hauptauf­
gabe gerecht vierden, auf das Studium vorzubereiten. 
Die Oberstufe in Rheinland-Pfalz gehört in der 

Qualität und Breite der Anforderungen zu den an­
spruchsvollen Lösungen in der Bundesrepublik Deutsch­
land. Die Zielsetzung des Gymnasiums bleibt eine 

gute Allgemeinbildung. 

- Die Attraktivität der berufsbildenden Schulen 

wächst, weil sie in enger Verbindung zur beruflichen 

Praxis arbeiten. 

Die Berufsschule leistet einen unverzichtbaren 

Beitrag zum Ausbildungserfolg im dualen System. Die 

berufsbildenden Schulen vermitteln darüber hinaus 
berufsqualifizierende Abschlüsse und erlauben das 

Nachholen allgemeinbildender Abschlüsse. Das hohe 
Maß an Differenzierung muß erhalten bleiben, um 

einerseits zusätzliche Bildungsangebote für lern­
schwache und behinderte Jugendliche anzubieten und 
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besondere Möglichkeiten für ausl ändi sehe Jugendliche 

zu schaffen, andererseits attraktiv zu sein für neue 

Aufgaben, z. B. für Abiturienten, damit die Hoch­

schule für sie nicht der einzige Bildungsweg bleibt. 

Wir wollen die Berufsbildung so anlegen, daß die 

Veränderung von Arbeitsabläufen und Arbeitstechniken 

Berücksichtigung findet. Die berufsbildenden Schulen 

müssen die entwicklungsbedingte Anpassung 

ände r ungen bestehender Ausbildungsberufe 

leisten und attraktive Angebote für neue 

felder schaffen. 

an Ver­

gewähr­

Berufs-

Die Sonderschule ist für behinderte Kinder nach wie 

vor die bestmögliche Form der Förderung, weil sie 

auf die jeweilige Behinderung individuell eingehen 

kann. Darüber hinaus erproben wir, wie sich mehr 

Gemeinsamkeit zwischen nicht behinderten und behin­

derten Kindern erreichen läßt. 

- Wo das Recht der Eltern auf freie Wahl der Schule 

nicht beeinträchtigt wird, haben wir Integrierte 

Gesamtschulen als Alternative zum gegliederten 

Schulwesen eingerichtet. In den rheinland-pfälzi-

sehen Gesamtschulen tritt neben die Zielsetzung der 

Integration die der leistungsbezogenen Di fferen­

zierung, weil die Gesamtschulen bei uns den Leistungs­

anforderungen des gegliederten Schulwesens genügen 

müssen. 

In Rheinland-Pfalz sind die Schularten so zusammenge­

führt, daß jeder Abschluß gleichzeitig auch ein An­

schluß zu weiteren Bildungsmöglichkeiten ist. Diese 
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Möglichkeiten werden jedes Jahr von Zehntausenden von 

Schülern genutzt. Dabei kommt dem Ausbau der freiwil -
ligen 10. Schuljahre an der Hauptschule besondere 
Bedeutung zu. Differenzierung und unterschi edl i ehe 

Antworten auf. Begabungen und Lebensentwürfe sowie 
Durchlässigkeit bleiben auch in Zukunft die Perspektive. 

8.5. Wir werden das Schulwesen in Rheinland-Pfalz mit Augen­
maß weiterentwickeln. 

Ausgangspunkt ist dabei immer die Frage: Was bringt die 
Weiterentwicklung für Verständnis und Verantwortung des 
Kindes in der modernen Welt? 

Unsere Zielsetzungen sind: 
- Gleichklang von Unterrichtung und Erziehung - er­

wachsen aus dem Gespräch und der Zusammenarbeit 

zwischen Elternhaus und Schule. 
- Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher 

Bildung, gegen die Diskriminierung des praxis­
bezogenen Lernens und gegen eine einseitige Be­

vorzugung theoretischer Inhalte. 

Für jeden seine persönliche Bildungschance, die 

besondere Räume der Zuwendung und Förderung sichert. 

Dies bedeutet keine falsche Angst vor Begabtenför­
derung, vor a 11 em, wenn a 11 e Möglichkeiten der Be­
gabung im Blick gehalten werden. 

- Öffnung für eine konstruktive Teilnahme an einer von 
Wissenschaft und Technik bestimmten Welt, wie z.B. 

durch die informationstechnische Grundbildung. Sie ist 

in ein gestuftes System von infonnationstechnischer 
Ausbildung, Fach- und Weiterbildung eingeordnet. 

v!ei tere Entwi ck-

1 ung der Schule 
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8. 6. Zu einer guten Ausbildung gehört die Bereitschaft zum 

lebenslangen Lernen. Fort- und Weiterbildung sind in 

a 11 en Berufsfeldern eine notwendige Grundlage an­

gesichts der großen Veränderungen in unserer Arbeits­

\velt. Erwachsenenbildung ist mehr: sie vermittelt 

Anregungen , für eine erfüllte Lebensgestaltung in 

Beruf und Freizeit. 

8.7. Das Land bringt jährlich 140 Millionen DM auf, um den 

Schülern den Weg zur Schule zu erleichtern. Wir er­

setzen die Fahrtkosten für Grund-, Haupt- und Sonder­

schüler voll, Realschüler müssen einen begrenzten Ejgen­

anteil erbringen, in der Sekundarstufe II ist unter 

bestimmten persönlichen Voraussetzungen ein Kostener­

satz möglich. 

In Rheinland-Pfalz wird es keine Schulschließungswelle 

geben; wir werden darüber hinaus den Fahrtkostenersatz 

für den Weg zu den vorhandenen Schulen auch in Zukunft 

sichern. 

Durch die rheinland-pfälzische Regelung der Lernmittel­

freiheit erhalten die Schüler der Sonderschulen und 

des Sonderberufsgrundschuljahres die benötigten Lern­

mittel kostenlos; darüber hinaus unterstützt das Land 

die Eltern der Schüler durch Lernmittelgutscheine, 

deren Höhe sich nach den besonderen familiären Ver­

hältniss.en richtet. Wir werden in der nächsten Legis­

laturperiode das rheinland-pfälzische System bedarfs­

gerecht weiterentwickeln. 

Fort- und 

Weiterbildung 

e 
Fahrtkosten und 

Lernmittelfreiheit 
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8. 8. Hochschulen mit hohem Niveau in Forschung, Lehre und 

Studium sind die notwendige Grundlage, um im inter­

nationalen und nationalen Wettbewerb zu bestehen und als 

Land die Nase vorn zu haben. 

Unsere Ausgangsposition für den Rest dieses Jahrhunderts 

ist hervorragend; \'Jir haben ein Netz leistungsfähiger 

Hoch~chulen. Trotz großer Belastung durch die Lehre 

leisten sie hervorragende Arbeit in der Forschung. 

Die Studentenzahlen sind inzwischen auf fast 60.000 

gestiegen. Neben der großen Johannes Gutenberg-Uni ver­

si tät Mainz haben wir mit Trier und Kaiserslautern zwei 

neue Universitäten geschaffen. Wir haben an der Erzie­
hungswissenschaftlichen Hochschule in Koblenz und Landau 

zusätzliche Studiengänge eingerichtet. Die Fachhoch­

schule des Landes eröffnet mit ihren sieben Abteilungen 

an zehn Standorten in anwendungsorientierten Disziplinen 

gute Berufsperspektiven. 

Mit der Hochschule für Verwaltunqswissenschaften in 

Speyer haben wir eine in Forschung, Fort- und Weiter­

bildung einzigartige Einrichtung. 

Die in Koblenz bzw. Vallendar angesiedelte Wissenschaft-

1 iche Hochschule für Unternehmensführung ist eines der 

geglückten Beispiele privater Initiative im Hochschul­

bereich und trägt zur Bereicherung der Hochschul land­

schaft in Rheinland-Pfalz bei. 

Die Zahl der Sonderforschungsbereiche an den rhein­

land-pf~lzischen Hochschulen wächst. Wichtige wissen­

schaftliche Einrichtungen wie zwei bedeutende Max­

Planck-Institute, die Mainzer Akademie der Wissen­

schaften und Literatur und das Römisch-Germanische 

Hochschulen 
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MaiJlz tragen zum guten Ruf der Forschungsstruktur des 
Landes bei. 

8.9. Wir haben in den Hochschulen in den letzten Jahren mit 

einem stark steigenden Einsatz finanzieller Mittel die 
Weichen für die 90er Jahre gestellt. Die Dynamik des 
Ausbaus ist ungebrochen. 

Wir setzen in Bereichen an, in denen noch Nachholbedarf 
besteht. Dies gilt vor allem in den Disziplinen, die 
wissenschaftlich zukunftsträchtig sind und gute Berufs­
chancen eröffnen. Dies erfordert außerordentliche 

Anstrengungen: 

Zusätzliche Stellen für die Grundausstattung, gezielte 
Stärkung wachstumsträchtiger Schwerpunkte, steigende 
Mittel für die Modernisierung der Geräte und die Aus­
stattung der Bibliotheken, große Anstrengungen im Bau­

bereich, um allen Standorten einschließlich des Mainzer 
Klinikums beste Voraussetzungen für die zukünftige 

Arbeit zu sichern. 

Im Doppelhaushalt 1986/87 haben die Hochschulen einen 

großen Antei 1 der Mitte 1 der Sonderprogramme "Tech­
no 1 ogi e" und "Umwelt" erhalten; diese Programme werden 

mit steigendem Einsatz finanzieller Mittel fortgeführt, 
um im Interesse der Leistungsfähigkeit des ganzen Landes 
neue Schwerpunkte wie Produktionstechnik, Werkstoff­

technik, Materialwissenschaften, Biotechnologie, Infor­
mationstechnik und Mikroelektronik, Ingenieurinformatik, 
Betriebsinformatik, Umwelt- und Energietechnik fördern 

zu können. 

Forschung in 
Hochschulen 
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Da Forschung und Lehre untrennbar miteinander verbunden 

sind, ergeben sich durch diese Maßnahmen auch verbesser­

te Ausbildungsmöglichkeiten für die Studenten auf diesen 
zukunftsorientierten Gebieten. 

8.10. Unsere Hochschulen müssen arbeitsteilig vorgehen. Wir 

können nicht in allen Disziplinen Spitzenleistungen 
erbringen. Wir können nicht an jedem Standort alles 

machen. Die Erkenntnisse müssen an a 11 e weitergegeben 

werden, im Interesse des ganzen Landes. Für die mittel­

ständische Wirtschaft ist dabei der Ausbau der Fachhoch­

schule von besonderer Bedeutung: Neue Disziplinen und 

Arbeitsbereiche wie Keramik in Höhr-Grenzhausen oder 

Schmuck- und Edelsteindesign in Idar-Oberstein, neue 

Schwerpunkte wie Ingenieurinformatik und Versorgungs­

technik ergänzen die breite Palette der anwendungs­

orientierten Studiengänge und Beratungsstellen. 

Schwerpunkte 

Tr il nsfer zur 
Wirtschaft 

Gei stes\-ii ssen-

~ schaften 
8.11. Technischer Fortschritt allein stiftet keinen Sinn und 

setzt keine Werte. Wir fordern die Geisteswissenschaften 

auf, sich engagiert mit neuen Entwicklungen und ihren 

gesellschaftlichen Folgen auseinanderzusetzen. Die 

Geisteswissenschaften haben die Chance, zum Verständnis 

der Welt, zur Bewältigung der Sinnfragen und zur Be­

herrschung der naturwissenschaftlichen, technischen und 

medizinischen Entwicklungen ihren Beitrag zu leisten. 
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8.12. Wir werden die StudiP.nreform durch eine sinnvolle 
Konzentration der St~dieninhalte fortfUhren, um die 
wissenschaftliche Grundbildung zu verstärken und die 
Intensität des Studiums zu verbessern. Die durchschnitt-
1 iche Studienzeit an den wissenschaftlichen Hochschulen 
muß kürzer werden. 

8.13. Forschung, lehre und Studium, - das bedarf des frei­
mütigen Austausches, der Offenheit und der Partner­
schaft. 
Wir werden die Hochschulen in ihrem Bemühen unter­
stützen, die Beziehungen zu Hochschulen in der euro­
päischen Nachbarschaft, aber auch darüber hinaus zu · 
intensivieren. Dazu gehört vor allem ein intensiverer 
Studentenaustausch und die Förderung des Auslands­
studiums. 

9. Anstöße für die geistige und künstl eri sehe Hinwendung 
zu Grundfragen der Zeit 

9 .1. Kunst- und Kulturförderung sind langzei tinvestiti onen 
einer freien Gesellschaft. Dabei ist die Wechselwirkung 
zwischen Kunstschaffen als Beruf und der künstlerischen 
Betätigung als Liebhaberei von großer Bedeutung. 

Kunst und Kultur sind zu einem neuen Schwerpunkt der 
Landespolitik geworden und müssen es bleiben: 

Studienreform 

Austausch W 
dem Auslan~ 

Kunst und Kultur 
als Schwerpunkt 
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Wir s~tzen verstärkt Akzente in der Förderung der 

künstlerischen Qualität der Theater und Orchester. 

Die Landeszuschüsse für die Theater in Mainz, Kaisers­

lautern, Koblenz, Trier und Neuwied werden weiter stetig 

steigen, um die Leistungsfähigkeit und künstlerische 

Attraktivität zu stärken. 

Die künstlerische Qualität der beiden Staatsorchester in 

Ludwigshafen und Koblenz wird weiter verbessert, auch um 

den Ruf des Landes Rheinland-Pfalz als Kulturland noch 

stärk~r als bisher nach draußen zu tragen. 

Wir brauchen in Zusammenarbeit mit den Kommunen eine 

stärkere Förderung frei er Kultur- und Theateri ni ti ati -

ven, die in vielen Orten unseres Landes zur Breite und 

Vielfalt des künstlerischen und kulturellen Lebens 

einen wichtigen Beitrag leisten. 

Wir verbessern die künstlerische Aus- und Fortbildung 

- durch die Errichtung einer Musikstiftung auf Landes­

ebene 
- durch die Förderung von Künstlerbegegnungsstätten 

wie dem Künstlerhaus in Edenkoben, dem Bahnhof 

Rolandseck und Akademietagungen wie der Europäischen 

Akademie für Bildende Kunst in Trier. Wir wollen damit 

jungen, hoffnungsvollen künstlerischen Talenten 

zusätzliche Anregungen und Auseinandersetzungen 

ermöglichen. 

9.2. Wir verbessern die Möglichkeiten der Kunst, sich Bürgern 

und Öffentlichkeit zu präsentieren. Wir ermöglichen 

damit zugleich den besseren Zugang zu Kunst und Kultur: 

Neue Vorhaben 
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- Nach der grundlegenden Renovierung des Koblenzer 
Stadttheaters stehen in den nächsten Jahren der 
Theaterbau in Kaiserslautern und das zweite Haus des 
Mainzer Theaters als große Projekte an; 
Nach der Er.wei terung der Landesmuseen in Mainz und 
Trier wird auch das Landesmuseum in Koblenz im 
Rahmen der Generalsanierung der Festung Ehrenbreit­
stein erweitert. Es erhält bessere Arbeitsmöglich­
keiten; 

- das Land fördert den Ausbau des Historischen Museums 
der Pfalz in Speyer durch einen Zuschuß von 20 Mio. 
DM; 

- wir führen seitens des Landes auch in Zukunft ver­
mehrt Kunstausstellungen durch. Wir wollen die Quali­
tät durch die öffentliche Darstellung und die Verlei­
hung von Preisen weiter erhöhen; 
wi r werden die Arbeit freier Vereinigungen wie der 
Kunstvereine durch wachsende Landeszuschüsse inten-
sivieren; 

- wir werden die Förderung freier Initiativen in den 
unterschiedlichen Feldern der Museumsarbeit fort­
setzen; Spezialmuseen, Freilichtmuseen, Landschafts­
museen und Heimatmuseen sind Teile eines auf Vielfalt 
angelegten Museumskonzeptes. In ihm ergänzen sich 
sinnvoll staatliche und freie Initiative; 

- wir werden die Naturhistorischen Museen in Mainz und 
Bad Dürkheim stärker fördern, um Defizite auf diesem 
Feld der wissenschaftlichen Arbeit zu vermindern und 
die Abwanderung wertvoller Funde aus unserem Land zu 
verhindern; 

- wir werden die Chance des Bahnhofs Rolandseck als 
kultureller Brücke im Nordteil unseres Landes im 
Einzugsberei eh der Bundeshauptstadt in den nächsten 
Jahren weiter nutzen. · 
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9.3. Wir haben in cen · 1etzten Jahren auf kulturellem Feld 

viel erreicht, viel bleibt noch zu tun. 

Die literarische Arbeit in Rheinland-Pfalz braucht 

st~rkere Anregung und Förderung; Junge Talente sollen 

damit an das' literarische Niveau in Deutschland leichter 

Anschluß finden. 

Eine wichtige Voraussetzung des Zugangs zur Kultur ist 

ein gutes bibliothekarisches Angebot in allen Landes­

teilen. Das Land wird durch den Aufbau einer neuen 

leistungsfähigen wissenschaftlichen Bibliothek in 

Koblenz eine Lücke schlieBen. Landkreise und kreisfreie 

SUidte sind aufgerufen, das Angebot an Literatur. vor 

allem in ländlichen Gebieten grundlegend zu verbessern. 

9.4. Für die CDU Rheinland-Pfalz ist die verstärkte Förderung 

der künstlerischen Fortbildung im Rahmen der Arbeit der 

Mus i kerverbände und Sängerbünde von besonderer Bedeu­

tung. Breite Fortbildungsarbeit, die sich mit neuen Ent­

wicklungen auseinandersetzt, garantiert auch in Zukunft 

die Leistungs- und Lebensfähigkeit der vielen Chöre, 

Orchester und Musikgruppen. 

9.5. Kultur braucht Spielraum und Freiheit, Vielfalt und 

Offenheit. Der Staat kann das menschliche Grundbe­

dürfnis · nach Sinnverständnis, nach geistiger Orien-

.Literatur und 

Bibliotheken 

Musikpflege 

'Kultur und 

Freiheit 
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tierung nicht befriedigen; er muß den Freiraum dafür 

schaffen. 

Die Kirchen und Religionsgemeinschaften können nicht nur 

für ihre . Aufgaben diesen Frei raum nutzen; ihre Aufgabe 

ist es, in besonderer Weise zur geistigen Orientierung 

grundlegende Beiträge zu leisten. 

Aufgabe des Staates ist es, geistiges und kulturelles 

Leben zu unterstützen und den Impulsen aus bildender 

Kunst, Musik und Literatur Raum zu geben. Der Staat ist 

durch unsere Verfassung verpflichtet, das kulturelle 

Leben zu fördern. Daneben lebt Kultur auch vom Mäze­

natentum anderer. Nicht nur Privatleute, sondern auch 

die Unternehmen, die Banken und Sparkassen, die großen 

gesellschaftlichen Gruppierungen und nicht zuletzt die 

Kirchen sind aufgefordert, durch Mäzenatentum einen 

Beitrag zur kulturellen Vielfalt als Ausdruck von 

Freiheit und Menschlichkeit zu leisten. 


